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Schuman-Plan und Europa-Handel
ENGLAND: Entwicklung der

London, den 10. Dezember 1951 
B ise n  und Kohle sind Engpässe 
der britisdien W irtsdiaft gewor­
den. Die Kohlengewinnung reidit 
n id it aus, um die traditionellen 
Ausfuhrmärkte zu beliefern, selbst 
wenn man daheim am Hausbrand 
spart. Die Eisenlüdce ist so groß, 
daß m an . zum Bewirtsdiaftungs- 
system der Kriegszeit zurüdckeh- 
ren mußte. Zum ersten Male in sei­
ner Gesdiidite muß England Kohle 
einführen, und w ertvolle H artvalu­
tam ärkte für britisd ie Industrie­
w aren werden vernadilässigt, weil 
es an dem nötigen Stahl fehlt.

In dieser Situation hat England 
natürlid i das größte Interesse dar­
an, alle M öglidikeiten der Erhö­
hung seiner Kohle- und Eisenan­
lieferungen auf internationaler 
Ebene wahrzunehmen. W arum er- 
w edit unter diesen Umständen der 
Sdiuman-Plan in Großbritannien — 
n id it nur bei den Politikern, son­
dern audi in  W irtsdiaftskreisen —■ 
so wenig Begeisterung? Das Haupt­
bedenken ist zweifellos politisdier 
Natur; England will und kann seine 
w iditigsten Industrien n id it einer 
übernationalen Behörde unterstel­
len, deren Politik von nodi un­
bekannten Faktoren bestimmt w er­
den könnte, zumal seine durdiaus 
bereditigten W ünsdie auf vorhe­
rige tedinisdie Beratungen von 
französisdier Seite seinerzeit sdiroff 
abgelehnt wurden. Darüber hinaus 
bezweifelt man in der britisdien 
Industrie, daß selbst engste Zu­
sammenarbeit m it der kontinenta­
len Sdiwerindustrie die gegenwär­
tigen Versorgungsprobleme lösen 
könnte. Die beim Bezug belgisdien 
Stahls und deutsdien Sdirotts ge- 
m aditen Erfahrungen haben Lon­
don enttäusdit. M an fürditet audi, 
daß Zusammenarbeit innerhalb der 
Montan-Union zu erhöhten Halb­
zeugausfuhren auf Kosten verrin­
gerter Fertigwarenexporte und da­
mit zu einer Sdimälerung des bri-

eigenen Quellen ist wichtiger
tisdien Hartvalutaeinkomm ens zu­
gunsten anderer Länder m it niedri­
geren Löhnen in der verarbeiten­
den Industrie führen würde.

Bei dem Vorsdilag einer ständigen 
britisdien Delegation bei der Sdiu-. 
man-Plan-Verwaltung, die Eng­
lands letztes W ort in den gegen­
w ärtigen Verhandlungen darstellt, 
denkt man in politisdien Kreisen 
an eine A rt diplom atisdier V ertre­
tung, m  W irtsdiaftskreisen aber 
mehr an eine A rt inoffizieller und 
unverbindlidier Verbindung, wie 
sie die britisdie Eisenindustrie 
zeitweise m it n id it unbefriedigen­
den Ergebnissen zur Internationa­
len Rohstahlgemeinsdiaft unter­
hielt, wobei m an durdiaus n id it 
die Möglichkeit aussdiließt, daß 
diese Delegation, sobald einige 
praktisdie Erfahrung vorliegt, mög- 
lidierw eise zu einer britischen Sek­
tion der Sdiuman-Plan-Verwaltung 
entw idielt werden könnte. So un­
befriedigend die bisherigen Be­
mühungen um internationale Zu­
sammenarbeit in der Montanwirt- 
sdiaft verlauten sind, will man sidi 
dodi die M öglidikeit ersprießlidier 
Zusammenarbeit n id it versperren. 
Deshalb der W unsdi nadi  ̂asso­
ciation" sta tt nadi „participation".

V orerst sind alle Bemühungen 
in der britisdien Kohlen- und Ei- 
senwirtsdiaft auf eine Steigerung 
der Erzeugung und Einfuhr geridi- 
tet. Leider haben sich die Hoffnun­
gen auf eine Erhöhung der Kohlen­
gewinnung bisher nicht erfüllt, ob­
wohl wenigstens ein negativer Er­
folg insoweit zu verzeidinen ist.

als die fortdauernde Abwanderung 
von Bergarbeitern aus den Koh­
lengruben keinen Produktionsab­
fall mit sich gebracht hat. Auch 
in der Stahlwirtschaft wird ein 
stärkerer Erzeugungsabfall nur mit 
Mühe verhindert; hier wären A n­
lagen und A rbeitskräfte für eine 
erhöhte Erzeugung vorhanden, doch 
fehlt es an Rohstoffen, vor allem 
Schrott. Ein Beitritt zur M ontan­
union  könnte weder das Arbeiter- 
prpblem des Kohlenbergbaus noch 
das Rohstoffproblem der Stahlin­
dustrie lösen.

Auf lange Sicht glauben britische 
Industriesachverständige, daß die 
Versorgung mit Kohle und Stahl 
eher durch planvolle Entwicklung 
der heimischen Produktionsquellen 
als durch Unterordnung der briti­
schen Interessen unter eine inter­
nationale Behörde gesteigert w er­
den kann. Die bisherigen Schuman- 
Plan-Verhandlungen rechtfertigen 
nach englischer Ansicht auch nicht 
die Erwartung, daß später, wenn 
vielleicht w ieder einmal Absatz­
probleme im Vordergrund stehen, 
die Montan-Union einer gemein­
samen nationale Interessen über­
ragenden und verbindenden W irt­
schaftspolitik fähig wäre. Die Nach- 
kriegserfahrungen der britischen 
Bergbau- und Hüttenindustrie zei­
gen, daß eine Normalisierung der 
M arktverhältnisse nur durch plan­
volle und mühsame M odernisie­
rung, Rationalisierung und Expan­
sion der Produktionsstätten, nicht 
aber durch eine noch so geniale 
organisatorische Konstruktion zu 
erreichen ist. (A.)

FRANKREICH: Interessenkonkurrenz hinter den Kulissen
Paris, den 8. Dezember 1951 nie ein Exportland. Anders liegen

B e i den Erwägungen französischer 
W irtschaftskreise über die Rück­
wirkungen des Schumanplanes auf 
den Außenhandel mit Stahl und 
Kohle steht die Furcht vor erhöhter 
Einfuhr offensichtlich im V order­
grund. Für Kohle war Frankreich

die Verhältnisse bei Stahl, dessen 
Erzeugung die Aufnahmefähigkeit 
des Binnenmarktes einschließlich 
der überseeischen Gebiete erheb­
lich übersteigt. .Trotzdem hat in 
Frankreich im Verlaufe der langen 
Debatte über den Schumanplan
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niemand, audi n id it die V ertreter 
der Stahlindustrie, den Gedanken 
geäußert, die M ontanunion könne 
in Zukunft die französisdie Stahl­
ausfuhr hemmen. Die Begründung 
hierfür liegt wohl teilweise in der 
Erkenntnis, daß der V ertragstext 
über den einheitlidien M arkt hin­
aus den Stahlwerken für die Aus­
fuhr nad i dritten Ländern weitere 
Handlungs- und Konkurrenzfreiheit 
läßt, teilweise aber audi durdi die 
besondere O rientierung des fran- 
zösisdien Stahlexportes, der in der 
Vergangenheit nur geringfügigen 
Absatz in den anderen Sdiuman- 
planländem  fand und dessen 
Sdiwergewidit in Südamerika, in 
den britisdien Dominions und neu­
erdings audi in den USA. liegt.

W enn audi die französisdie 
Stahlindustrie nidits unterließ, um 
den Sdiumanplan zu bekämpfen 
und säm tlidie audi nur entfernt 
dienlidien Argum ente zu Hilfe zog, 
ist sie innerlidi trotzdem so stark  
von ihrer eigenen Dynamik und 
ihren Entwidclungsmöglidikeiten 
überzeugt, daß sie in der M ontan­
union in keiner W eise eine Ge­
fährdung ihrer eigenen Expansi­
onspolitik für Produktion und Ex­
port sieht, wobei sie keineswegs 
im Hintergedanken auf eine etw ai­
ge Benaditeiligung der deutsdien 
Konkurrenz durdi geeignete Mehr- 
heitsbesdilüsse spekuliert — die 
Beziehungen der französisdien 
Stahlindustrie zur belgisdien oder 
gar italienisdien Konkurrenz sind 
bestimmt n id it besser als diejeni­
gen zu Deutsdiland —, sondern 
den Grund für ihren Zukunftsopti­
mismus in dem eigentlidien W e­
sen des Sdiumanplanes sieht, der 
ohne eine ständig unterstützte 

’ Ausdehnung der Produktion über­
haupt n id it funktionieren könnte.

Die französisdien Bedenken be- 
sdiränken sidi dem nadi auf den 
Binnenmarkt, d. h. sie betreffen 
die M öglidikeit gesteigerter Ein­
fuhren nad i V erwirklidiung der 
M ontanunion aus Belgien und aus 
Deutsdiland. Zollsätze und Trans- 
portkostenuntersdiiede stellten zu­
sammen bisher einen erheblidien 
Sdiutz dar, von den Kontingenten 
ganz abgesehen. N adi Beseitigung 
der Zollsdiranken ist es Deutsdi­
land, selbst bei gleidien Fabrik­
preisen, möglidi, bestimmte Ge­

genden Frankreidis billiger mit 
Stahl und Kohle zu versorgen als 
die eigene Industrie. Das gilt n id it 
zuletzt für Bezirke, die von Frank­
reidl aus nur auf dem Bahnwege 
beliefert werden können, während 
für Sendungen aus Deutsdiland 
der billigere W assertransport ge­
wählt werden kann. Die nordfran- 
zösisdien Stahlwerke befürditen 
ihrerseits die geographisdi günstig 
gelegene belgisdie Konkurrenz, 
w ährend sie im Gegensatz zu den 
lothringisdien Betrieben bisher 
über die so gern ins Feld geführte 
deutsdie Gefahr kein W ort ver­
loren. Der letzte V ersudi der Un- 
tem ehm ersdiaft vor Ratifizierung 
des Sdiumanplanes durdi das fran­
zösisdie Parlam ent bestand daher 
darin, die Zölle nur sdirittweise 
abbauen zu lassen, d. h. die Ver­
w irklidiung des einheitlidien M ark­
tes um einige Jahre hinauszu­
zögern.

Allerdings Ist die Einstellung 
der französisdien Industrie zum 
Sdiumanplan nie einheitlidi ge­

wesen. Die Solidarität der Unter- 
nehm ersdiaft ist lediglidi nad i 
außen hin bemerkbar. Die Stahl- 
verbraudier billigen in keiner 
W eise die Konkurrenzangst der 
lothringisdien Sdiwerindustrie und 
werfen ihr hin ter den Kulissen in 
ziemlidi deutlidier Spradie vor, 
sie verteidige die Zollsdiranken 
nur deswegen, um audi in Zukunft 
den französisdien M arkt zu un­
günstigeren Bedingungen beliefern 
zu können als ihre ausländisdien 
Abnehmer. Ein unabhängiges Mit­
glied des französisdien W irtsdiafts- 
rates (Universitätsprofessor für 
Volkswirtsdiaft) ging soweit, zu 
versidiern, die französisdie W irt­
sdiaft habe in den letzten 50 Jah ­
ren das periodenmäßig in Ersdiei- 
nung getretene Exportdumping 
der französisdien Stahlindustrie fi­
nanziert.

Da zur Zeit Frankreidl Kohle aus 
den USA. einführen muß, haben 
Beredinungen und Erwägungen der 
staatlidien Kohlengruben vorwie­
gend theoretisdien W ert. Lothrin­
gen braudit die Konkurrenz der 
Ruhr auf keinen Fall zu befürditen, 
ebensowenig wie die transport­
mäßig begünstigten Bedcen M ittel­
und Südfrankreidis. Für die nord- 
französisdien Kohlengruben be­

steht zweifellos eine strukturelle 
Ungleidiheit, die durdi geeignete 
M odem isierungs - Maßnahmen bis 
1955 einigermaßen ausgeglidien 
werden soll. Selbst im Falle eines 
Kohlenübersdiusses in W esteuropa 
wäre die Ruhr lediglidi - in der 
Lage, Frankreidl über den bisheri­
gen Rahmen hinaus und nadi Ab­
zug zusätzlidier französisdier Liefe­
rungen nadi Süddeutsdiland jähr- 
lid i 2 bis 3 Mill. t  Kohle m ehr zu 
verkaufen. • Das ist bei einem augen- 
blidilidien V erbraudi von 70 bis 
75 Mill. t  eine geringfügige Zahl, 
was audi von allen verantwort- 
lidien französisdien W irtsdiafts- 
kreisen anerkannt wird. Bei Roh­
stahl haben nur die Fabriken mit 
einer Leistungsfähigkeit von w eni­
ger als 100 000 t ' von der deut­
sdien Konkurrenz etwas zu be­
fürditen. Betroffen w erden im un­
günstigsten Falle 6500 A rbeiter und 
3,7"/o der französisdien Stahlerzeu­
gung. Bei Gußeisen sind es 1400 A r­
beiter und 130 /0  der Erzeugung, bei 
W alzwerken sdiließlidi 6000 A r­
beiter und 10 Vo der Erzeugung. 
Selbst ohne Sdiumanplan würden 
diese wenig leistungsfähigen Be­
triebe in Sdiwierigkeiten geraten, 
da sie n id it m ehr exportfähig sind 
und im Inland bei geringstem Kon- 
junkturrüdcgang von den Groß­
betrieben erdrüdit werden. Alle 
anderen französisdien Stahl- und 
Eisenuntem ehm en haben von dem 
Sdiumanplan nad i A nsidit unab­
hängiger Beobaditer keine Beein- 
träditigung ihrer Lebensfähigkeit 
zu befürditen, sondern lediglidi 
die Zerstörung ihrer kartellartigen 
M onopolstellung auf dem franzö­
sisdien Binnenmarkt.

U nerw ünsdit ist der französisdien 
W irtsdiaft zweifellos die Aus­
dehnung der Zollfreiheit für Stahl 
auf die überseeisdien Gebiete der 
Französisdien Union, die damit 
zum ersten  Mal von den anderen 
europäisdien Ländern zu den glei- 
dien Bedingungen beliefert werden 
können wie seitens der franzö­
sisdien Konkurrenz. In dieser Be­
stimmung des Sdiumanplanes ist 
zweifellos ein Zugeständnis Frank­
reidis an seine Partner zu sehen, 
denn bei den gegebenen V erhält­
nissen müssen die französisdien 
Stahlwerke mit einer Absatzver­
ringerung redinen. (fr.)
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ITALIEN hatte keine andere Wahl

Rom, den 8. Dezember 1951 
A ls  Ita lien , seinen Beitritt zum 
Sdiuman - Plan erklärte, nahm es 
gewissermaßen die Rolle des Hin­
kenden auf sich, der sicäi ansdiicken 
muß, m it robusten Läufern Sdiritt 
zu halten. W enn es sich dazu be­
reitgefunden hat, geschah es offen­
bar aus der Erwägung heraus, das 
kleinere Übel zu wählen, um dem 
größeren vorzubeugen. Die Regie­
rung hat Gutachten gesammelt und 
lange beraten, ehe sie sidi zu einem' 
Entschluß durchringen konnte.

Bei der dann doch positiv aus­
gefallenen Entscheidung ist wohl 
die Überlegung maßgebend ge­
wesen, daß die Montan-Union als 
ein nicht zu untersdiätzender Bei­
trag für die Realisierung der 
von Italien vorbehaltlos bejahten 
Europa-Union zu w erten ist. Man 
wollte wohl auch einem Rückfaü 
der italienischen Eisen- und Stahl­
industrie in die Lage zur Zeit der 
internationalen Rohstahlgemein­
schaft Vorbeugen. Denn auch der 
Schuman-Plan läuft letztlich auf 
eine Kartellierung hinaus und da­
mit auf einen Schutz der Produk­
tionsgebiete, die daran beteiligt 
sind.

In Italien setzte sich bald die 
Auffassung durch, der auch die 
Großindustrie beipfliditete, daß ein 
Draußenbleiben ein leichtfertiges 
Spiel mit Risiken wäre. England 
habe sich zw ar w ieder — wie 1926 
und 1933 — von der Bindung frei­
gehalten, doch in den Kreisen der 
italienisciien Großindustrie glaubt 
man, daß es sich nach dem prak­
tischen W irksam werden der w est­
europäischen Montan-Union früher 
oder später, wie 1935, zu einer 
V erständigung bereitfinden werde. 
Das rohstoffarme Italien, dessen 
Stahlindustrie imi 30“/« und m ehr 
teurer produziert als etwa Frank­
reich und Deutschland, könne sich 
jedenfalls den Luxus freien W ett­
bewerbes mit der Großproduktions­
gemeinschaft nicht leisten, die im 
nordwestlichen Zentraleuropa im 
Entstehen begriffen ist. Sicii mit 
einem Zollhochschutzwall zu um­
gürten, um die eigene Industrie 
vor dem Untergang zu bewahren, 
w äre gleichbedeutend mit einer

w eiteren Überhöhung der italieni­
schen Erzeugungskosten und m it 
einer beträchtlichen Verteuerung 
im Verbrauch. Infolgedessen sei 
Italien, wenn es seine Interessen 
wahren wollte, eigentlich gar keine 
W ahl geblieben.

Das Problem, das sich heute mit 
verstärkter Dringlichkeit anmeldet, 
betrifft die M odernisierung der 
Produktionsausrüstung, die unzu­
länglich, überaltert und abgenutzt 
ist, und die Aufbringung des not­
wendigen Kapitals aus öffentlichen 
Mitteln. Die Regierung weiß, daß 
private Investitionsm ittel nicht vor­
handen sind und daß K reditbereit­
stellungen durch Finanzierungs­
institute nicht nur wegen der indis­
kutablen Zinssätze, sondern auch 
wegen der Aussichtslosigkeit, eine 
Abdeckung selbst langfristiger Vor­
lagen aus der Produktion heraus­
zuwirtschaften, außer Betracht blei­
ben müssen; sie weiß aber audi, 
daß sich in diesem Sektor der An­
lagebedarf nicht länger aufschieben 
läßt. Man verw eist darauf, daß die 
französischen Großbetriebe natio­
nalisiert sind, daher unter dem 
Staatsschirm stehen und daß Frank­
reidi zur Hebung seiner Eisen- 
Stahl-Produktion schon bis Ende 
1950 rund 115 Mrd. ffrs. aufgewen­
det hat und weitere 130 Mrd. ffrs. 
dem gleichen Zweck zur Verfü­
gung stellen will. Die italieni­
schen Großbetriebe, die ’ sich wohl 
in einer geschlosseneren Leistungs­
organisation w erden zusammen­
finden müssen, stellen demgegen­
über den Vorteil der sic i durch die

Montan-Union bietenden Regelung 
der Rohstoffzuteilung und des Ab­
satzes ihrer Erzeugnisse in Rech­
nung. Besorgter sehen, wie auch in 
Frankreich, die zahllosen kleinen 
und m ittleren Betriebe der künfti­
gen Entwicklung entgegen.

W as die gegenwärtige Versor­
gungslage Italiens anbelangt, die im 
eigenen Bergbau keinen nennens­
w erten Rückhalt findet, ist beson­
ders der Bedarfsanstieg der Eisen- 
und Stahl-Industrie (bedingt zum 
großen Teil durch die Fertigwaren- , 
erzeugung für die Ausfuhr) zu er­
wähnen, der sich in der Import­
zunahme von Jahr zu Jahr, von 
M onat zu M onat stärker abzeidi- 
net. Nach Möglichkeit sucht Italien 
seinen Einfuhrbedarf auf das Erz 
für seine Hochöfen umzustellen (es 
handelt sich hauptsächlich um alge­
rische Erze, weshalb italienischer- 
seits deren Ausschluß aus den Ab­
machungen bedauert wird). Mit der 
Verwirklichung des Schiffbaupro­
grammes und dem wachsenden 
Rüstungsbedarf ist eine weitere, 
nicht unerhebliche Steigerung des 
Eisen- und Stahlverbrauches vor­
auszusehen.

Abschließend sei noch erwähnt, 
daß die italienischen Erwägungen 
der aus dem Schuman-Plan sicher­
gebenden Fragen von der Voraus­
setzung ausgehen, daß die M ontan­
union  eine Bindung der Produk­
tionsländer darstellt und daher zum 

. Unterschied von privatwirtschaft­
lichen Kartellen die staatlichen 
(politischen) Interessen gegenüber 
den Bestrebungen der Produktions­
betriebe und -gruppen in den Vor­
dergrund treten lassen wird, (-st-)

BELGIEN: Zwisdien Skepsis und Ablehnung
Brüssel, den 11. Dezember 1951 

13 ie zwischen Skepsis und Ableh­
nung schwankende Haltung Belgi­
ens hat ihre wirtschaftlichen, sozia­
len und politischen Ursachen: 

W i r t s c h a f t l i c h  wird der 
Plan, so hört man in  M ontankrei­
sen, zu einer allmählichen Vermin­
derung des belgischen Potentials, 
und zwar um 4 Mill. t Kohlen, 
führen, während die deutschen 
Zechen dank einer finanziellen 
Unterstützung ihre Erzeugung er­
höhen können werden. Deshalb be­
fürchtet u. a. die Föderation der

belgischen Zechen eine Überflutung 
des belgischen M arktes mit billiger 
deutscher Kohle, was w eder die 
Hohe Behörde des Schuman-Planes, 
noch die belgische Regierung w ür­
den verhindern können. W eiter hat 
eine führende Persönlichkeit im 
Generaldirektorat der Zechen er­
klärt, daß der Einheitsmarkt die 
Schließung der meisten Fettkohlen 
produzierenden und der mancher 
M agerkohlen erzeugenden Zechen 
mit sich bringen würde. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hinge­
wiesen, daß eine Produktionsminde­
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rung um 3*/o eine A rbeitslosenver­
mehrung um 25 000 bedeuten würde.

Sdiließlidi befürditet man eine 
unregelmäßige Versorgung der In­
dustrie mit Kohlen. Denn in der 
Zeit der Kohlenknappheit würde 
niemand die kohleproduzierenden 
Länder daran hindern können, die 
eigene Industrie zu bevorzugen. Im 
Falle einer Auslandsabhängigkeit 
würde das für die belgisdie Indu­
strie eine Verminderung der Er­
zeugung bedeuten. Die Föderation 
weist darauf hin, daß eine allen­
falls zu erwartende Produktions­
verlagerung zu sdiw eren Störun­
gen der belgisdien W irtsdiafts- 
struktur führen würde, zumal in 
Belgien die M ontanindustrie 18 Vo 
des N ationalproduktes liefert ge­
genüber 9Vo in W estdeutsdiland 
und 6®/o in Frankreidi. Bei einer 
H odikonjunktur könnte der Plan 
Belgien zum A nkauf von 10 Mill. t 
Kohlen gegen Devisen zwingen.

Die s o z i a l e n  Einwände gegen 
den Sdiuman - Plan riditen sidi 
gegen die U ntersdiiede in Löhnen 
und Sozialabgaben, die in Belgien 
angeblidi rund 40“/o höher sein 
sollen als in Deutsdiland. Die Pariser

Besprediungen hätten  gezeigt, daß 
die anderen Länder auf Grund 
nationaler Interessen n id it zu einer 
Angleidiung dieser Niveaus bereit 
seien. In den sozialorientierten 
Kreisen spielt naturgemäß audi die 
bei einer Beteiligung am Plan be- 
fürditete Arbeitslosigkeit der Berg­
leute eine entsdieidende Rolle.

Die Außenhandelslage Belgiens 
ist wie audi die der anderen Bene­
luxstaaten w eitgehend vom deut- 

• sdien Abnehmer abhängig. Sollte 
dieser nun audi nodi den inländi- 
sdien Kohlenmarkt beherrsdien, so 
stünde — wie man hier sagt — 
einem etwaigen deutsdien Drude 
auf die W irtsAaft, und damit auf 
die Politik des Landes, niditä im 
Wege. A udi diese p o l i t i s c h e n  
Bedenken könnten w eder die Hohe 
Behörde nodi das Statut des Sdiu- 
man-Planes beseitigen, weil sie 
weder über politisdie M adit ver­
fügen nodi imstande wären, der 
w irtsdiaftlidien Realität einer domi­
nierenden Position Deutsdilands 
entgegenzutreten, besonders da 
England auf diesem Gebiet kein 
w irtsdiaftlidier oder politisdier 
M itspieler ist. (an)

SKANDINAVIEN glaubt
Stodiholm, den 10. Dezember 1951 

W e n n  die Montan-Union in füh­
renden Kreisen der skandinavi- 
sdien W irsdiaft bisher mit einer 
gewissen Reserve beurteilt worden 
ist, dann ist das nicht etwa des-' 
halb gesdiehen, weil ihre V erw irk­
lidiung vielleidit dodi nodi be­
zweifelt wird, sondern in der Er­
kenntnis, daß dieser Plan euro- 
päisdier Integration auf einem der 
w iditigsten W irtsdiaftsgebiete in 
seiner Durdiführung mit den aller­
größten Sdiwierigkeiten verbunden 
sein muß. Die Interessen der Mit­
gliedstaaten der Union sind nadi 
skandinavisdier Auffassung derart 
divergierend, daß sie nur schwer 
„unter einen Hut" gebracht werden 
können. Trotzdem aber madien 
sidi die skandinavisdien Länder 
ihre Gedanken zum M ontan-Projekt 
ganz einfadi deshalb, weil es be­
deutende und versorgungswiditige 
Gütergruppen ihres Außenhandels 
unm ittelbar berührt.

Alle skandinavisdien Länder sind 
in ihrer Versorgung mit fossilen 
Brennstoffen nahezu vollständig
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an Außenhandels-Expansion
von ausländisdien Bezügen abhän­
gig. Und w eiter muß — oder 
kann — Schwedens Export an hoch­
wertigem Eisenerz durdi die Mon­
tan-Union sehr entsdieidend beein­
flußt werden. Dazu kommt, wenn- 
gleidi mengenmäßig von viel ge­
ringerem Umfang, der skandinavi- 
sdie Außenhandel mit Stahl und 
Eisen. Die skandinavisdien Kohlen- 
und Kokseinfuhren m adien in nor­
malen Zeiten im Jahresdurdisdinitt 

. ein Transportvolumen von etwa 
15 Mill. t  aus. Daß die gegenwär­
tigen Brennstoffimporte bedeutend 
niedriger sind, kann außer ad it 
gelassen werden, weil das voraus- 
siditlidi eine vorübergehende Er­
sdieinung ist. Der sdiw edisdie Erz­
export stellt mit etwa 12 Mill. t 
im D urdisdinitt der letzten Jahre 
den zweiten bedeutenden Außen­
handelsposten dar.

Für die Beurteilung der Auswir­
kungen des Sdiumanplanes auf zu­
nächst den skandinavisdien und 
w eiter dann den europäisdien 
Außenhandel ist symptomatisch, 
daß vom sdiwedisdien Finanzmini­

ster vor kurzem die Erhöhung des 
sog. Transportrechtes der führen­
den Erzfördergesellschaft Luossa- 
vaara-K iirunavaara A/B (Gränges- 
bergkonzern) von 12 Mill. t auf 
15 Mill. t  beantragt worden ist. In 
erster Linie liegt diesem Antrag 
sidier die W eltknappheit an Eisen­
erz und die daraus sidi für Sdiwe­
den ergebende Besserung der Ab- 
satzm öglidikeiten zugrunde. Gleidi- 
zeitig besteht jedodi der Ein- 
druds, daß die beantragte Erhöhung 
des Transportrechtes, dessen Höhe 
praktisd i der tatsädilichen Erzaus­
fuhr gleichkommt, den möglidien 
Aufsdiwung der europäisdien Ei- 
senwirtsdiaft nad i Inkrafttreten  der 
Montan-Union in Rechnung stellt. 
Führende Kreise der schwedisdien 
Industrie sind der Auffassung, daß, 
ganz unabhängig von Einflüssen 
der Rüstung, der Bedarf der W elt 
an Eisenerz sich auf längere Zeit 
hinaus nodi vergrößern wird, und 
es w ird als m ehr oder weniger 
selbstverständlidi angesehen, daß 
der Impuls der Montan-Union diese 
aufwärts steigende Tendenz nodi 
verstärken wird.

Das gleidie gilt für Skandina­
viens Versorgung niit Brennstoffen 
und für den Außenhandel in Stahl 
und Eisen. Die Verbundenheit der 
skandinavisdien Volkswirtschaften 
mit dem W eltm arkt bzw. mit 
Europa ist auf allen diesen von der 
Montan-Union betroffenen W aren­
gebieten von jeher so eng, daß 
Skandinavien auf den Bezug aus 
dem Ausland ebenso wenig ver­
ziditen kann wie das Ausland auf 
den skandinavisdien Export. Da 
außerdem aber eines der w esent­
lichsten Ziele der Union gerade in 
einer besseren und gleidim äßigeren 
Versorgung der M ärkte besteht, 
kann nadi skandinavischer Auffas­
sung die Konsequenz der M ontan­
union  im ganzen und auf längere 
S idit nur eine Steigerung der 
europäisdien Außenhandelsumsätze 
sein.

Eine Einsdiränkung muß aller­
dings gemacht werden. M it Sdiwe­
den an der Spitze befindet die 
Eisenindustrie aller skandinavi­
sdien Länder sidi in einem kräf­
tigen Ausbau. Dadurdi w ird die 
Abhängigkeit in der Einfuhr von 
Fertigprodukten aus dem Ausland 
allmählidi geringer. (dt).


